„„ 


Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 44. 


(Nr. 7431.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. April 1869., betreffend die Verleihung der fis. 
kaliſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung folgender Chauſſeen 
im Kreiſe Johannisburg des Regierungsbezirk Gumbinnen: 1) von Groß⸗ 
Roſinsko nach Rakowen, an der Drygallen⸗Lycker Kreis⸗Chauſſee, 2) von 
Kumilsko nach Bialla. a 


N. Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von den Ständen 
des Kreiſes Johannisburg, im Regierungsbezirk Gumbinnen, beſchloſſenen Bau 
der Chauſſeen: 1) von Groß⸗Roſinsko nach Rakowen, an der Drygallen⸗Lycker 
Kreis⸗Chauſſee, 2) von Kumilsko nach Bialla genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreiſe Johannisburg das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen 
erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 

und Unterhaltungs⸗ Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 


beſtehenden Vorſchriften, in Baug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem vor⸗ 


“ Be Ahlen Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauffeemäßigen Unterhaltung der 
Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich 
der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, ſowie der 
ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſäͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Be⸗ 
ſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden hierdurch 
verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. 
angehängten Beſtimmungen wegen der Ehauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten 
Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 


Keenntniß zu bringen. 


Berlin, den 26. April 1869. i 
N | Wilhelm. 


Bi, Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
An den Finanzminiſter und den Miniſter für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Jahrgang 1869. (Nr. 7431-7432.) DE (Nr, 7432.) 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Juni 1869. 


— 
(Nr. 7432.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 


des Johannisburger Kreiſes im Betrage von 40,000 Thalern, III. Emiſſion. 
Vom 26. April 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen e. 


Rn Nachdem von den Kreisftänden des Johannisburger Kreiſes auf dem 
8 Kreistage vom 5. Dezember 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung 
Be der vom Kreife unternommenen Chauſſeebauten, außer den durch die Privilegien 
vom 20. Auguſt 1855. (Geſetz⸗Samml. S. 616.) und vom 25. April 1864. 
(GeſetzSamml. S. 328.) genehmigten Anleihen von 50,000 Thalern und 80,000 
Thalern noch erforderlichen Geldmittel im Wege einer weiteren Anleihe zu be⸗ 
ſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
TER Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläu⸗ 
8 biger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 40,000 Tha⸗ 
lern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger 
noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 
von 40,000 Thalern, in Buchſtaben: vierzig Tauſend Thalern, welche in fol⸗ 
genden Apoints: 
7,000 Thaler à 1000 Thaler 
& 


7 Stück 
222 


11/000 * 50095 

1500 „ 100 =, 
5.000. ne ee 
2,000 5 a 25 8 —.— 80 2 
40,000 Thaler 359 Stück, 


fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1872. ab mit wenigſtens jährlich Einem Prozent 
des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
1 0 0 danger 5 

Gegeben Berlin, den 26. April 1869. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Pro⸗ 5 


it dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 


Ze 


4 Provinz Preußen, Regierungsbezirk Sumbinnen. 

g FVV⁵V/ 

des Johannisburger Kreiſes 
III. Emiſſion 


5 


Littr. ..... RER 
= EDEL... Thaler Preußiſch Kurant. 
f Auf Grund des untern genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 


5. Dezember 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 40,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Johannisburger Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld voan Thalern 
Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden, und mit fünf Pro⸗ 
zent jährlich zu verzinſen iſt. 

5 Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 40,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1872. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus einem 
zu dieſem 1 gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent des 
ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuld⸗ 
verſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1872. ab in dem Mo⸗ 
nate Januar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den 
Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten ſowie die 

ekündigten Schuldverſchreibungen werden unter en die n ihrer Buchſtaben, 

ummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen 
ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei 
und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen 

Regierung zu Gumbinnen, ſowie in der Königsberger Hartungſchen Zeitung und 

dem Königlichen Staatsanzeiger. 

Bis zu dem Tage, wo N das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 

gerechnet, mit fünf Prozent jährlich verzinſet. f 

; Die Auszahlung der Sinfen und des Kapitals erfolgt Sagen bloße Rück⸗ 
25 der 1 1 Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
ei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Johannisburg, und zwar auch in der nach 

dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

(Nr, 7432 1057 * Mit 


Mit der zur en des Kapitals präſentirten Schuldverſchrei⸗ 


bung ſind auch die dazu ge 
zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. 5 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der reg Gerichts - Ordnung 
Theil J. Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Johannisburg. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſttz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der ange⸗ 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus⸗ 
gezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zins⸗ 
kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſe zu Johannisburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beige⸗ 
druckten Talons. Beim 
Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vor⸗ 
aeigung 1 eis geſchehen ift. 

ur 


icherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 4 


Kreis mit ſeinem Vermögen. f 


a Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 


Johannisburg, den ben 18. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Johannisburger Kreiſe. 


erluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der neuen 


örigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 5 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. „ 

a Zins kupon 4 
zu der DE 

| Kreis⸗Obligation des Johannisburger Kreiſes 755 

g III. Emiſſion . 

’ Bible, De MINE 


über 


„„ Thaler .......... Silbergroſchen. 


\ Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
i Zeit vom 1. Januar bis ult. Juni, reſp. vom 1. Juli bis ult. Dezember und 
ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation für das Halbjahr vom 
5 bis ... .. . mit (in Buchſtaben) ...... Thalern .. Silber⸗ 
groſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Johannisburg. 


Johannisburg, den ken 18.2 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Johannisburger Kreiſe. 
Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren nach 


. der Fälligkeit, vom Schluß des betreffenden 
Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


© 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
zalou 
zur 
Kreis⸗Obligation des Johannisburger Kreiſes 
: III. Emiſſion. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Johannisburger Kreiſes 
bitt . Abe R Thaler ..... Prozent Zinſen 
die „te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Johannisburg, inſofern agen nicht von dem als ſolchen 
legitimirten Inhaber der Obligation rechtzeitig Widerſpruch erhoben iſt. 
5 Phannsbug, den 18 

Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 

i Johannisburger Kreiſe. 


ra) (Nr. 7433.) 
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(Nr. 7433.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen des 
Saganer Kreiſes im Betrage von 55,000 Thalern. Vom 3. Mai 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ee. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Saganer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 9. Februar d. J. beſchloſſen worden, die zu den Kreis⸗Chauſſeebauten fer⸗ 
ner erforderlich gewordenen Geldmittel ebenfalls im Wege einer Anleihe zu be⸗ 
ſchaffen, zugleich auch von der ferneren Ausfertigung der nach dem Privilegium 
vom 26. März 1866. (Geſetz-Samml. S. 211.) zu emittirenden 43prozentigen 
Obligationen über den Betrag von 56,000 Thalern hinaus abzuſehen und ſtatt 
des Reſtbetrages von 39,000 Thalern dieſer Obligationen fünfprozentige Obliga⸗ 
tionen im Geſammtbetrage von 55,000 Thalern auszufertigen, wollen Wir, da 
ſich gegen dieſen Antrag weder im Intereſſe der Gläubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des $. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 55,000 Tha⸗ 
lern, fünf und funfzig Tauſend Thalern, welche in Apoints à 100 Thaler nach 
dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit fünf 

Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1869. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldverſchrei⸗ 
bungen, zu amortiſiren ſind, durch gegenwärtiges Privilegium, unter Beſchrän⸗ 
kung des vorgedachten Privilegiums vom 26. März 1866. auf den Betrag von 
56,000 Thalern, Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus herporgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend 
zu machen befugt iſt. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 


2 


ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staates nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſtegel. 
Gegeben Berlin, den 3. Mai 1869. 


d. S.) Wilhelm. 
Seh. v. d. Heydt. Gr. v. Ipenplif. Gr. zu Eulenburg. 


Si 
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Provinz Schlefien, Xegierungsbezirk Liegnitz. 
Obligation 


des 
Sd g aner Kreiſe s 
Littt=B.. 2. 
über 
1 8 Thaler Preußiſch Kurant 
II. Emiffion. 


Auf , beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 
J. Februar 1869. und des Allerhöchſten Privilegiums vom wegen 
Aufnahme einer Darlehnsſchuld von 55,000 Thalern bekennt ſich die ſtändiſche 
Kommiſſion für den Chauſſeebau des Saganer Kreiſes Namens des Kreiſes durch 
dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläubigers unkündbare Verſchrei⸗ 
bung zu einer Darlehnsſchuld von 100 Thalern, in Buchſtaben: Einhundert 
Thalern Preußiſch Kurant, nach dem geſetzlich beſtehenden Münzfuße, welche der 
Kreis jährlich mit fünf Prozent zu verzinſen hat. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 55,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1869. ab allmälig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldverſchreibungen, nach Maaßgabe des genehmigten 
Tilgungsplanes. f 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt, die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1869. ab ſpäteſtens in 
dem Monate September jeden Jahres. a 

Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungsfonds durch 


größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch umlaufende Schuld⸗ 


verſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuld- 
verſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Be⸗ 
träge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfolgen ſoll, öffentlich 
bekannt gemacht. 

Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor 
dem Zahlungstermine in dem Königlich Preußiſchen Staatsanzeiger, dem Amts⸗ 
blatte der Königlichen Regierung zu Liegnitz, dem Kreisblatte des Saganer 
Kreiſes und einer der in Breslau erſcheinenden größeren Zeitungen nach näherer 
Beſtimmung der ſtändiſchen Chauſſeebau⸗Kommiſſion. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 


es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 2. Juli, von heute an 


gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 
(Nr. 7483.) Die 
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. b Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 

SER | u der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

SS ei der kreisſtändiſchen Chauſſeebaukaſſe in Sagan, desgleichen bei einer ſpäter 
öffentlich bekannt zu machenden Kaſſe in Breslau und Berlin, und zwar auch 
in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 4 

5 Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine 
zurückzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapi⸗ 
tale abgezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab gerechnet, nicht erhobenen 
Zinſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

: Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts Ordnung 
Theil I. Titel 51. . 120. seg. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Sagan. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. i 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind dreizehn halbjährige Zinskupons bis 

zum 1. Juli 1875. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons auf 
fünfſähride Perioden verabreicht werden. Bi 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der kreisſtändiſchen 
Chauſſeebaukaſſe zu Sagan gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie 
beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 


Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 


ſchrift ertheilt. 


ðtrrrrrkü 


Sagan, den en 18. 
Die ſtändiſche Chauſſeebau⸗Kommiſſion des Saganer Kreiſes. 
(Namen.) 


7 


Anmerkung. Die Unterſchriften find eigenhaͤndig zu unterzeichnen. 


Pro- 


en 


Provinz Schlefien, Regierungsbezirk Liegnitz. 


Erſter (bis ....) Zinskupon I. Serie 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Saganer Kreiſes 
Littr. B. A er 


II. Emiſſion 
über Einhundert Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe am 
. 18.. und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 


für das Halbjahr vom bis mit zwei Thalern funfzehn 
Silbergroſchen bei der kreisſtändiſchen Chauſſeebaukaſſe in Sagan. 


Sagan, den ten 18 
(L. S.) 


Die ſtaͤndiſche Chauſſeebau-Kommiſſion des Saganer Kreiſes. 
(Namen.) N 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen 


15 Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 


Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab 
gerechnet, erhoben wird. 8 


Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion können mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Zins⸗ 


kupon mit der eigenhändigen Unterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
werden. \ 
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Ze 


Provinz Schleſien, Regierungsbezirk Liegnitz. 


Talon 


zur 


Kreis⸗Obligation des Saganer Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der 
Obligation des Saganer Kreiſes 


Littr. B. ..... II. Emiſſion über Einhundert Thaler & fünf Prozent Zinſen 


die . te Serie Zinskupons für die 63 (5) Jahre 18.. Biß ..... bei der kreis⸗ 

ſtändiſchen Chauſſeebaukaſſe in Sagan, wenn nicht rechtzeitig Widerſpruch dagegen 
erhoben iſt. 5 

Sagan, den en 188 
a (L. S.) i 
Die ſtaͤndiſche Chauſſeebau⸗Kommiſſion des Saganer Kreiſes. 
(Namen.) 
Anmerkung. Die Namensunterſchriften der Mitglieder der Kommiſſion können mit 
Lettern oder Fakſimileſtempeln gedruckt werden, doch muß jeder Talon 


mit der eigenhändigen Namensunterſchrift eines Kontrolbeamten verſehen 
werden. 


— ——ñ ᷑ ˙m— 


(Jr. 7434.) Allerhöchſter Erlaß vom 2. Juni 1869., betreffend die Abgabe für das Be⸗ 4 


fahren des Schleswig⸗Holſteinſchen Kanals und der Eider zwiſchen Hol. 


tenau und Rendsburg. 


Au Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 24. v. M. beſtimme Ich, daß fol⸗ 4 
gende in Gemäßheit der Königlich Däniſchen Verordnung, betreffend die Fahrt 
auf dem Schleswig⸗Holſteinſchen Kanal und der Eider, vom 24. Januar 1844. 
(Chronologiſche Sammlung der Verordnungen u. ſ. w. für die Herzogthümer 
Schleswig und Holſtein von 1844. S. 52. ff.) für die Benutzung des Kanals 
und der Eider zur Zeit erhobenen Schiffsabgaben, als 8 
1) das Kanallaſtgeld ($. 36. der vorgedachten Verordnung), 
2) das Kanalfeuergeld ($. 37. daſelbſt) , 
3) das Eider-, Tonnen. und Baakengeld (F. 38.), 3 
4) die Gebühr für die Oeffnung der Schleuſenthüren und für das Aufziehen 
der Zugbrücken am Kanal ($. 46.), 1 
vom 1. Juli d. J. ab nicht mehr erhoben werden ſollen. 1 | 
on 


, 5 


Von dem gleichen Zeitpunkte ab iſt für das Befahren des Schleswig⸗Hol⸗ 
ſteinſchen Kanals und der Eider auf der Strecke zwiſchen Holtenau und Rends⸗ 
burg eine einheitliche Abgabe nach den Beſtimmungen des unter dem heutigen Tage 

von eh vollzogenen hierneben zur weiteren Veranlaſſung zurückerfolgenden Tarifs 
zu erheben. 


Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarif durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 
Schloß Babelsberg, den 2. Juni 1869. 


Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


e 


nach welchem die Abgabe fir das Befahren des Schleswig— 
Holſteinſchen Kanals und der Eider auf der Strecke zwiſchen 
Holtenau und Rendsburg zu erheben iſt. 


Vom 2. Juni 1869. 


Es wird entrichtet von einem Schiffsgefäße für die Benutzung einer jeden der 
ſechs Schleuſen zu Holtenau, Knoop, Rathmannsdorf, Königsförde, Cluvenſiek 
und Rendsburg: 
für je eine Schiffslaſt der Tragfähigkeit ein Silbergroſchen. 
Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden Bruchtheile von einer halben 
Laſt oder mehr für eine volle Laſt gerechnet, kleinere Bruchtheile dagegen außer 
Berechnung gelaſſen. 


Ausnahmen. 


1) Schiffsgefäße, welche außer den zur Ausrüſtung und Proviantirung 
nöthigen Gegenſtänden nur Ballaſt Re leer find, ſowie 
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2) beladene Schiffsgefäße, wenn letztere entweder 
a) nur zwiſchen Orten innerhalb der Strecke von der Kanalmündung 
bei Holtenau bis einſchließlich Catingſiel am nördlichen oder Schül⸗ 
perſiel am ſüdlichen Eiderufer fahren, oder 
b) bei Holtenau in den Kanal einlaufend, nach einem Orte innerhalb 
der vorſtehend unter a. bezeichneten Strecke beſtimmt find, 
oder endlich 
c) von einem Orte innerhalb der unter a. bezeichneten Strecke aus⸗ 
laufend, den Kanal bei Holtenau verlaſſen, 


entrichten nur den dritten Theil des vorbezeichneten Abgabenſatzes, jedoch 
im Ganzen mindeſtens einen Silbergroſchen und ſechs Pfennige für jede 
zur Benutzung deklarirte Schleuſe. 


3) Schiffsgefäße von drei Laſten oder weniger Tragfähigkeit entrichten, 
gleichviel ob ſie beladen ſind oder nicht, im Ganzen eine Abgabe von 
einem Silbergroſchen und ſechs Pfennigen für jede zur Benutzung dekla⸗ 
rirte Schleuſe. 


4) Schiffsgefäße, welche die Rendsburger Kanalſchleuſe lediglich im Verkehr 
mit den ſtädtiſchen Löſch- und Ladeplätzen paſſiren, entrichten, wenn das 
vorgeſchriebene Hafengeld zu erlegen ift, an Kanalabgabe ohne Rüdficht 
auf die Laſtenzahl für das jedesmalige Durchſchleuſen nur drei Silber⸗ 
groſchen, inſofern die Abgabe, nach den vorſtehend zu 1. bis 3. enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen berechnet, nicht weniger beträgt. 


a Befreiungen. 
Befreit von der Abgabe ſind: 

1) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum ſind, oder lediglich für Staats⸗ 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen; | 

2) Fahrzeuge von drei Laſten und weniger Tragfähigkeit, wenn dieſelben 
zugleich mit einem anderen abgabepflichtigen Fahrzeuge eine der im Ein⸗ 
gange bezeichneten Schleuſen paſſiren. N 


Zuſaͤtzliche Vorſchriften. 


1) Die Abgabe iſt von dem Führer des Schiffsgefäßes und zwar, wenn 
er von Oſten kommend in den Kanal einläuft, bei dem Nebenzollamte 
zu Holtenau, wenn er dagegen von Weſten eideraufwärts kommt, nach 
ſeiner Wahl entweder bei dem Hauptzollamte zu Tönning oder bei dem 
Hauptſteueramte zu Rendsburg für ſämmtliche Schleuſen, welche er zu 
benutzen gedenkt, im Voraus zu entrichten. Zu dieſem Zwecke hat der 
Schiffsführer die Anzahl der bis zum Beſtimmungsorte zu paſſirenden 
Schleuſen und die Tragfähigkeit des Schiffs unter Vorlegung der Schiffs⸗ 
und etwaigen Ladungspapiere bei dem betreffenden Amte ſchriftlich an- 
zumelden. 8 . 

Macht 


BES rege en ee En ar 


5 
N 


N 
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Macht der Schiffsführer auf eine der vorſtehend unter Nummer 

1. bis 4. der „Ausnahmen“ erwähnten Begünſtigungen Anſpruch, fo 

hat er ſolches in der ſchriftlichen Anmeldung ausdrücklich zu erklären 

und ſich nach Maaßgabe der von dem Finanzminiſter dieſerhalb zu 

erlaſſenden Vorſchriften über die Erfüllung derjenigen Bedingungen aus⸗ 

zuweiſen, von denen nach dem Tarife die Zulaſſung zu einem ermäßigten 
Abgabenſatze abhängt. 

2) Wenn ein Schiffer ſich entſchließt, nach Beendigung der deklarirten Reiſe 
noch andere als die urſprünglich angemeldeten Schleuſen zu paſſiren, ſo 
hat er ſolches demjenigen Amte, bei welchem er den Kanal wieder ver⸗ 
läßt, anderweit anzumelden und die Abgabe dafür nachträglich zu erlegen. 

3) In gleicher Weiſe hat derjenige Schiffsführer, welcher in Folge Anmeldung 
einer Reiſe zwiſchen Orten innerhalb der unter Nummer 2. der „Aus⸗ 
nahmen“ angegebenen Grenzen nur die daſelbſt beſtimmte ermäßigte 
Abgabe erlegt hat, ſich demnächſt aber entſchließt, die Reiſe über jene 
Grenzen hinaus fortzusetzen, ſolches dem nächſten an der Eider belegenen 
Zoll⸗ oder Steueramte anzumelden und die gezahlte Abgabe auf den 
Betrag des im Eingange dieſes Tarifs beſtimmten Normalſatzes nach⸗ 
träglich zu ergänzen. 

4) Soweit in dieſem Tarif die Schiffslaft den Erhebungsmaaßſtab bildet, 
iſt darunter die Preußiſche Schiffslaſt von 4000 Pfund zu verſtehen. 

Schloß Babelsberg, den 2. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


(Nr. 7435.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. Juni 1869. „betreffend die Erhebung der Hafen- 
abgaben in Glückſtadt, im Kreiſe Steinburg, Regierungsbezirks Schleswig. 


N, mittelſt Ihres gemeinſchaftlichen Berichts vom 5. d. M. Mir vorgelegten 


Tarif zur Erhebung der Hafenabgaben in Glückſtadt, im Kreiſe Steinburg, Re⸗ 
gierungsbezirks Schleswig, ſende Ich Ihnen von Mir vollzogen hierneben zur 
weiteren Veranlaſſung mit der Beſtimmung zurück, daß derſelbe mit dem 1. Juli 
d. J. in Kraft treten ſoll. 
Dieſer Erlaß iſt mit dem Tarif durch die Geſetz Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 9. Juni 1869. 
Wilhelm. 


Für den Miniſter für Handel ze. 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. 


An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 


Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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. 
nach welchem das Hafengeld zu Gluͤckſtadt an der Elbe, im Kreiſe 
Steinburg, Regierungsbezirks Schleswig, vom 1. Juli 1869. an 
bis weiter zu erheben iſt. 
Vom 9. Juni 1869. 


An Hafengeld wird entrichtet: 
I. Von Schiffsfahrzeugen: 
1) von drei Laſten Tragfähigkeit und darunter, wenn ſie beladen ſind: 


beim Eingangne nneneeesereee 1 Silbergroſchen, 
beim Ausgange 1 „ 
für jedes Fahrzeug. 
Anmerkung. Fahrzeuge der vorſtehend näher bezeichneten Art bleiben von der 
Abgabe befreit, wenn ſie beballaftet oder leer find; 


2) von mehr als drei Laſten bis zu einſchließlich vierzig Laſten Trag⸗ 
fähigkeit: | 
a) wenn fie beladen find: 


Pain nen,, .. 2Silbergroſchen, 
beim Ausgannd en 2 . 


p) wenn fie Ballaſt führen oder leer ſind: 


beim Einganggenn es 1 
beim Ausg anne 1 


für jede Laſt der Tragfähigkeit / 
3) von mehr als vierzig Laſten Tragfähigkeit: 
a) wenn ſie beladen ſind: 


beim Einganggne . 4 Silbergroſchen, 1 
beim Ausgannge 4 ; 
b) wenn fie Ballaft führen oder leer find: 
beim Eingange...eneennnseeeceentcen 2 . 
beim Ausganne 2 . 


für jede Laſt der Tragfähigkeit. 
II. Von Holzflößen, und zwar: | 
1) von eichenem Bau- und Nutzholz. .. 3 Silbergroſchen 6 Pfennige, 
2) von anderem Holz —L—è.7ua 1 : 9 


für jede Hundert Kubikfuß. Be 
Aus: 


Ausnahmen. 


1) Schiffe von mehr als vierzig Laſten Tragfähigkeit, wenn ſie eine Fahrt 
zwiſchen Häfen des Norddeutſchen Bundes ohne Berührung fremder 
Häfen machen, entrichten nur die Hälfte der vorſtehend unter I. 3. a. 
und b. feſtgeſetzten Abgabe. 

2) Schiffe, deren Ladung 

a) im Ganzen das Gewicht von vierzig Zentnern nicht überſteigt, oder 
b) ausſchließlich in Dachpfannen, Dachſchiefer⸗ Cement, Bruch., 
Cement⸗, Granit⸗, Gyps⸗, Kalk-, Mauer-, Pflafter- oder Ziegel⸗ 
ſteinen aller Art, Kreide, Thon- oder Pfeifenerde, Seegras, Sand, 
Brennholz, Torf, Steinkohlen, Koaks, Rohſchwefel, Salz, Heu, 
Stroh, Dachrath, Dünger oder friſchen Fiſchen beſteht, 
been das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu ent⸗ 
richten. 

3) Für Fahrzeuge, welche den Hafen zu Glückſtadt regelmäßig oder häufig 
im Jahre beſuchen, kann nach Wahl anſtatt der tarifmäßigen Abgabe 
für ſede einzelne Fahrt eine jährliche Abfindung entrichtet werden, deren 
Henn nach näherer Anleitung des Finanzminiſters von der zuſtändigen 

erwaltungsbehörde feſtzuſetzen bleibt. 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1) Soweit in dieſem Tarife die Schiffslaſt den Erhebungsmaaßſtab bildet, 
iſt darunter die Preußiſche Schiffslaſt von 4000 Pfund zu verſtehen. 
2) Bei Berechnung der Tragfähigkeit werden Bruchtheile von einer halben 

Laſt oder mehr für eine volle Laſt gerechnet, kleinere Bruchtheile dagegen 
außer Berechnung gelaſſen. 


Befreiungen. 
Von Entrichtung des Hafengeldes ſind ſowohl für den Eingang als für 
den Ausgang befreit: 

1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um Fracht 
zu ſuchen und den Hafen ohne Ladung wieder verlaſſen / 

2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
wegen Eisganges, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle i 
welche, nur um Erkundigungen einzuziehen oder Ordres in Empfang zu 
nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben, ohne Ladung gelöſcht 
oder eingenommen und ohne die Ladung ganz oder theilweiſe veräußert 
zu haben, wieder verlaſſen ) 

3) Fahrzeuge von 40 Laſten oder weniger Tragfähigkeit, wenn ſie auf der 
Fahrt nach einem anderen Hafen des Norddeutſchen Bundesgebiets in 
den Glücksſtadter Hafen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um daſelbſt 
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eine den zehnten Theil ihrer Tragfähigkeit nicht überſteigende Beiladung 
zu löſchen oder einzunehmen; : 

4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten oder in Noth be- 
findlichen Schiffen aus⸗ oder eingehen, wenn ſie nicht zum Löſchen oder 
Bergen von Strandgütern verwendet werden; f 

5) Leichterfahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff ſelbſt die Hafenabgabe entrichtet; 

6) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum ſind oder lediglich für Staats⸗ 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäſſen f b 

7) alle Lootſenfahrzeuge, ſoweit ſie nur ihrem Zwecke gemäß benutzt werden; 

8) Fahrzeuge bis zu einſchließlich drei Laſten Tragfähigkeit bei ihren Fahrten 
nach und von den auf der Elbe liegenden Schiffen; 

9) Böte, welche zu den der Abgabe unterliegenden Schiffen gehören; 

10) alle Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden. 

Berlin, den 9. Juni 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Für den Miniſter für Handel ze. 
Frh. v. d. Heydt. v. Selchow. 


(Nr. 7436.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des neuen Statuts 
für den Aktienverein des zoologiſchen Gartens zu Berlin. Vom 15. Juni 
1869. 


ar Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 30. v. M. 
den von der außerordentlichen Generalverſammlung des Aktienvereins des zoolo- 
giſchen Gartens hierſelbſt laut notarieller Verhandlung vom 14. v. M. gefaßten 
Seidl wegen Abänderung der Statuten dieſer Geſellſchaft vom 27. Februar 
1845. (Geſetz⸗Samml. S. 244.) zu genehmigen geruht. N 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem neuen Statut wird durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Potsdam bekannt gemacht werden. 5 


Berlin, den 15. Juni 1869. | 

Der Finanzminiſter. Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- 
Frh. v. d. Heydt. und Medizinal-Angelegenheiten. 

i v. Mühler. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(-. v. Decker). 


